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Haftbefehl gegen IS-Mitglied nach
tödlichem Anschlag in Solingen

Haftbefehl gegen Issa Al H. wegen Messerangriffs auf dem
Solinger Stadtfest erlassen – drei Tote, acht Verletzte.

Am 25. August 2024 wurde in Deutschland ein Haftbefehl gegen
den syrischen Staatsangehörigen Issa Al H. erlassen, der in
Zusammenhang mit einem verheerenden Messerangriff in
Solingen steht. Der Beschuldigte, der der ausländischen
terroristischen Vereinigung „Islamischer Staat“ (IS) angehört,
steht im Verdacht, eine Vielzahl von Straftaten, einschließlich
Mord und versuchtem Mord, begangen zu haben.

Der Messerangriff ereignete sich während des Solinger
Stadtfestes am 23. August 2024, als Issa Al H. aus seiner radikal-
islamistischen Überzeugung heraus einen Plan fasste, zahlreiche
Menschen zu attackieren, die er als ungläubig betrachtete.
Während des Festivals stach er mit einem Messer gezielt auf
den Hals- und Oberkörperbereich von Festivalbesuchern ein. Das
tragische Ergebnis dieses Angriffs war der Tod von drei Personen
und die Verletzung von acht weiteren, wobei einige von ihnen
schwer verletzt wurden.

Die rechtlichen Schritte

Die Bundesanwaltschaft übernahm das Verfahren am frühen
Morgen des 25. August 2024 von der Generalstaatsanwaltschaft
Düsseldorf und erwirkte beim Ermittlungsrichter des
Bundesgerichtshofs einen Haftbefehl. Dieser umfasst
schwerwiegende Vorwürfe, darunter Mitgliedschaft in einer
terroristischen Vereinigung sowie Mord in mehreren Fällen. Die



Untersuchungshaft wurde umgehend angeordnet, nachdem Issa
Al H. am Abend des 24. August 2024 in Solingen vorläufig
festgenommen worden war.

Die rechtlichen Grundlagen, auf denen die Vorwürfe basieren,
sind die Paragraphen 129a, 211 und 223 des Strafgesetzbuchs
(StGB). Diese Bestimmungen ermöglichen es, strafrechtlich
gegen Personen vorzugehen, die in terroristischen
Vereinigungen aktiv sind oder sich in extremistischen Ideologien
radikalisieren.

Einschätzung der Situation

Der Vorfall hat die Sicherheitsbehörden alarmiert und
verdeutlicht die Herausforderungen im Umgang mit
extremistischen Bedrohungen. In den letzten Jahren gab es
immer wieder Vorfälle, die darauf hinweisen, dass in
Deutschland eine wachsende Zahl von Menschen anfällig für
radikale Ideologien ist. Die Bundesanwaltschaft betont die
Wichtigkeit, solche Bedrohungen konsequent zu verfolgen, um
die Sicherheit der Bürger zu gewährleisten.

Der Angriff auf unschuldige Menschen während eines Festes
wirft auch Fragen über den Schutz von öffentlichen
Veranstaltungen auf. Sicherheitsmaßnahmen könnten nach
diesem Vorfall überdacht werden, um zukünftige Angriffe zu
verhindern. Der Terroranschlag in Solingen wird als Erinnerung
daran gesehen, dass extremistische Ideen in jedem Winkel der
Gesellschaft präsent sein können.

Die Bundestagsabgeordneten und Politiker aus verschiedenen
Parteien äußern bereits Besorgnis über die zunehmende Gewalt
von extremistischen Gruppen und fordern stärkere Maßnahmen
zur Bekämpfung von Terrorismus und Radikalisierung. In der
politischen Debatte wird die Notwendigkeit anerkannt, den
sozialen Zusammenhalt zu stärken und der Jugend
Möglichkeiten zu bieten, die von Extremismus abbringen, um
solche Taten in Zukunft zu verhindern.



Die Ermittlungen zu den Details des Angriffs sowie zur Rolle von
Issa Al H. und seiner Verbindungen zu extremistischen Gruppen
werden weiterhin intensiv fortgeführt. Die Sicherheitsbehörden
stehen vor der Herausforderung, nicht nur die Täter zur
Rechenschaft zu ziehen, sondern auch die Hintergründe und
Netzwerke dieser Bedrohungen zu verstehen und zu
zerschlagen.
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